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Amtliche Mitteilung – II. Quartal 2017

Amtsausschuss
Amtsausschusssitzung am 22.05.2017 – Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:
Nr. 04/2017	� Öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit der Gemeinde Steinhöfel – 

Standesamt

Berkenbrück
GV-Sitzung am 28.06.2017 – Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:
Nr. 13/2017	� Städtebaulicher Vertrag über die Durchführung von Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan „Wohn-
gebiet August-Bebel-Straße“

Briesen (Mark)
GV-Sitzung am 22.06.2017 – Es wurden folgende Beschlüsse gefasst:
Nr. 15/2017	� 5. Änderungssatzung zur Satzung über die Nutzung kommunaler Ein-

richtungen und kommunalen Vermögens der Gemeinde Briesen (Mark)
Nr. 16/2017	� Abwägungsbeschluss über die eingegangenen Stellungnahmen zum 

Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes (BP) Wohngebiet „Hüt-
tenstraße“, Gemeinde Briesen

Nr. 17/2017	� Satzungsbeschluss der 3. Änderung des Bebauungsplanes (BP) Wohn-
gebiet „Hüttenstraße“, Gemeinde Briesen

Nr. 18/2017	� Entscheidung zum Gestaltungsvorschlag „Mehrgenerationen-Wohn-
anlage Hüttenstraße“, Gemeinde Briesen

Jacobsdorf
GV-Sitzung am 06.04.2017 – Es wurde folgender Beschluss gefasst:
Nr. 09/2017	� Einleitung des Bauleitverfahrens für die 1. Änderung des Bebauungsplans 

(BP) „Windpark Jacobsdorf“, Gemeinde Jacobsdorf

Abstimmungsbekanntmachung 

Abstimmungsbehörde:	 Amt Odervorland
                                                     	 Sitz Briesen (Mark)
Gemeinden:            		 Berkenbrück, Briesen (Mark), Jacobsdorf
Stimmkreis:		  30

Bekanntmachung
über die Durchführung eines Volksbegehrens 

„Bürgernähe erhalten  –  Kreisreform stoppen“

Die Vertreter der Volksiniative „Bürgernähe erhalten – Kreisreform stoppen“ haben 
fristgemäß die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die Landesregierung oder 
ein Drittel der Mitglieder des Landtages Brandenburg haben innerhalb der Frist des § 
13 Abs. 3 des Volksabstimmungsgesetzes (VAGBbg) keine Klage gegen die Zulässigkeit 
des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und Bürger ab dem

29. August 2017 bis zum 28. Februar 2018

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefliche Eintragung 
auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß § 17 Abs. 2 VAGBbg können 
die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungsrecht durch Eintragung in die amtliche Ein-
tragungsliste nur bei der Abstimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre 
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Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, 
sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland 
haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben; diese Bürgerinnen 
und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch auch bei den zu 
Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen ausüben.
Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung 
mit §§ 5 und 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
(BbgLWahlG) alle deutschen Bürgerinnen und Bürger, die zum 
Zeitpunkt der Eintragung oder spätestens am 28. Februar 2018

- �das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem  1. März 2002 
geboren sind,

- �seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren 
ständigen Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der 
Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben sowie

- nicht nach § 7 BbgLWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) �Unterstützung des Volksbegehrens durch Eintragung in 
Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden 
Eintragungslisten in den folgenden Eintragungsräumen der 
Abstimmungsbehörde bis Mittwoch, den 28. Februar 2017, 16 Uhr 
unterstützt werden:
	
Eintragungsstelle		 Amt Odervorland
			   Einwohnermeldeamt, 		
			   Bahnhofstr. 3, Zimmer 06
Eintragungszeiten
Montag         	 9.00 – 12.00 Uhr
Dienstag       	9.00 – 12.00 Uhr	 13.00 – 18.00 Uhr
Mittwoch  	 9.00 – 12.00 Uhr
Donnerstag	 9.00 – 12.00 Uhr	 13.00 – 16.00 Uhr
Freitag         	 9.00 – 12.00 Uhr

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, 
haben sich über ihre Person auszuweisen (§ 7 Abs. 1 Volksbe-
gehrensverfahrensverordnung - VVVBbg).
Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und 
handschriftlich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind Fami-
lienname, Vorname, Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei 
mehreren Wohnungen die Hauptwohnung oder gewöhnlicher 
Aufenthalt, sowie der Tag der Eintragung lesbar einzutragen (§ 18 
Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg). Eine Eintragung kann 
nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenommen werden.
Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperli-
chen Behinderung nicht in der Lage sind, die Eintragung selbst 
vorzunehmen und dies mit Hinweis auf ihre Behinderung zur 
Niederschrift erklären, werden von Amts wegen in die Eintra-
gungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 8 
Abs. 2 VVVBbg).
Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperli-
chen Behinderung den Eintragungsraum nicht oder nur unter 
unzumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen können, können eine 
Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) mit der Ausübung ihres 
Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfsperson eine 
entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte 
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 
4 VVVBbg).

B) �Unterstützung des Volksbegehrens durch briefliche Ein-
tragung 

Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das 
Volksbegehren durch briefliche Eintragung zu unterstützen. Der 
Antrag kann von der eintragungsberechtigten Person selbst oder 
einer von ihr bevollmächtigten Person schriftlich, elektronisch (z. 
B. per E-Mail oder Fax) oder mündlich (zur Niederschrift) bei der 

Abstimmungsbehörde  gestellt werden, in der die eintragungs-
berechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen 
ihre Hauptwohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Bei der elektronischen Antragstellung ist der Tag der Geburt der 
antragstellenden Person anzugeben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. 
§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Eine fernmündliche Antragstellung 
ist unzulässig.
Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch 
der Hilfe einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 
15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).
Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintra-
gungsfrist beantragt werden (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).
Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Ein-
tragungsschein und Briefumschlag) werden der antragstellenden 
Person entgeltfrei übersandt. 
Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen 
einer körperlichen Behinderung nicht in der Lage ist, die brief-
liche Eintragung persönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe 
einer Person (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 
15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem Eintragungsschein hat die 
eintragungsberechtigte Person oder die Hilfsperson gegenüber 
der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern, dass sie 
die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich 
oder nach dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten 
Person abgegeben hat (§ 15 Abs. 7 VAGBbg).
Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtig-
te den Eintragungsschein so rechtzeitig an die auf dem amt-
lichen Briefumschlag angegebene Stelle absenden, dass der 
Eintragungsbrief dort spätestens am 28. Februar 2018, 16 Uhr 
eingeht.
Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland ausschließlich von der Deutschen Post AG unent-
geltlich befördert. Der Eintragungsbrief kann auch bei der auf 
dem Briefumschlag angegebenen Stelle abgegeben werden.
Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Bürgernähe  erhalten – Kreisreform  stoppen“

Wir, die Unterzeichner dieser Volksinitiative, wollen, dass unsere 
Landkreise und kreisfreien Städte in ihrem jetzigen Bestand 
erhalten bleiben, um Bürgernähe zu gewährleisten. 

Der Landtag möge beschließen:

1. �Der Beschluss des Landtags vom  13. Juli 2016 (Drucksache 
6/4528-B-Entwurf des Leitbildes für die Verwaltungsstruktur-
reform 2019) wird hiermit aufgehoben.

2. �Die Landkreise Barnim, Dahme-Spreewald, Elbe-Elster, Havel-
land, Märkisch-Oderland, Oberhavel, Oberspreewald-Lausitz, 
Oder-Spree, Ostprignitz-Ruppin, Potsdam-Mittelmarkt, Pri-
gnitz, Spree-Neiße, Teltow-Fläming und Uckermark sowie 
die kreisfreien Städte Brandenburg an der Havel, Cottbus, 
Frankfurt(Oder) und die Landeshauptstadt Potsdam bleiben in 
ihrem Bestand erhalten. Gebietsänderungen oder Einkreisun-
gen sollen nicht gegen den Willen der bestehenden Landkreise 
und kreisfreien Städte vollzogen werden.

3, �Die Landesregierung wird aufgefordert, ein Konzept zur Ver-
besserung der Leistungsfähigkeit der Kommunalverwaltungen 
mittels interkommunaler Zusammenarbeit einschließlich der 
dazu erforderlichen Gesetzentwürfe vorzulegen.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:
Vertreter:			   Stellvertreter:

Hans Lange			   Marek Wöller-Beetz
Glövziner Straße 1			   Badestraße 17
19357 Karstädt OT Premslin		  17291 Prenzlau
Prignitz				    Uckermark
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Bernd Albers			   Klaus Rocher
Falkenstraße 26b			   Kurze Straße 1
14532 Stahnsdorf			   15834 Rangsdorf 
Potsdam-Mittelmark		  OT Groß Machnow
				    Teltow-Fläming

Dr. Dietlind Tiemann		  Holger Kelch
Neue Weinberge 21		  Virchowstraße 7
14776 Brandenburg an der Havel	 03044 Cottbus

Hans-Peter Goetz			   Olaf Klempert
Wiesenstraße 17			   Fürstenwalder Straße 1
14513Teltow			   15848 Rietz-Neuendorf
Potsdam-Mittelmark		  Oder-Spree

Michael Qecknigk			   Daniel Mende
Palombinistraße 30		  Wahrenbrücker Straße 2a
04916 Herzberg (Elster) 		  03253 Schönborn
Elbe-Elster			   Elbe-Elster

Briesen (Mark), den  28. Juli 2017

Die Abstimmungsbehörde

gez. Rost
Amtsdirektorin		

Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18.12.2007 
(GVBl. I S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14, Nr. 32) und den §§ 2 Abs. 1, 
4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch  Artikel 10 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14, Nr. 32) hat die 
Gemeindevertretung der Gemeinde Briesen (Mark) in ihrer Sitzung am 22.06.2017 folgende Änderungssatzung zur 
Satzung über die Nutzung kommunaler Einrichtungen der Gemeinde Briesen (Mark) beschlossen.

I.
§ 8 (1) Gebührentarif kommunale Einrichtungen – wird wie folgt neu gefasst:

Objekt/Verwendung
(zzgl. ½ Tag Vor- u. 

Nachbereitung)

Gemeinde- u. 
Vereinshaus 

Briesen (Mark)
Gebühr in Euro

Gemeinde- u. 
Vereinshaus 

OT Biegen
Gebühr in Euro

Clubraum
OT Alt Madlitz
Gebühr in Euro

Bullenstall 
OT Alt Madlitz
Gebühr in Euro

Kultursaal
OT Falkenberg
Gebühr in Euro

Saal
OT Wilmersdorf
Gebühr in Euro

Familienfeiern für Bürger der 
Gemeinde Briesen (Mark)
(Gemeinschaftsräume 
u. Freiflächen)

60,00 100,00 50,00 10,00 50,00

30,00

45,00
Saal mit Heizung

eingetragene Vereine der 
Gemeinde Briesen (Mark)
(Veranstaltungen ab 10 
Personen)
(Gemeinschaftsräume 
u. Freiflächen)

20,00 50,00 20,00 5,00 20,00

20,00

30,00
Saal mit Heizung

Sonstige Interessengruppen der 
Gemeinde
Briesen (Mark)

30,00 60,00 30,00 7,50 30,00

25,00

35,00
Saal mit Heizung

Familienfeiern (Sonstige)
100,00 140,00 100,00 20,00 100,00 100,00

wendige Nachreinigung 
durch den Eigentümer 50,00

lt. Rechnungslegung 
beauftragter Dritter/
Firmen

50,00 50,00
Regelung erfolgt
in Verantwortung 

des Dorfvereins 
50,00

II.

Die 5. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für das Amt Odervorland in Kraft.

Gleichzeitig tritt die 4. Änderungssatzung zur Satzung über die Nutzung kommunaler Einrichtungen der Gemeinde Briesen 
(Mark) vom 16.06.2016 außer Kraft.

Briesen (Mark), den 26.06.2017

gez. Rost		
Amtsdirektorin		

5. Änderungssatzung zur Satzung über die Nutzung kommunaler Einrichtungen 
und kommunalen Vermögen der Gemeinde Briesen (Mark)
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Bekanntmachungsanordnung:

Die 5. Änderungssatzung zur Satzung über die Nutzung kommu-
naler Einrichtungen und kommunalen Vermögen der Gemeinde 
Briesen (Mark) in der Gemeinde Briesen wird im Amtsblatt für 
das Amt Odervorland bekannt gemacht.
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Verlegung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Kommunalverfassung 
gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann.
Dies gilt nicht, wenn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) �die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden ist,

c) �der Amtsdirektor den Beschluss der Gemeindevertretung 
vorher beanstandet hat oder

d) �der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Gemeinde 
vorher gerügt und dabei

e) �die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die den Mangel ergibt.

Briesen, den 12.07.2017

gez. Rost
Amtsdirektorin

Bekanntmachung der Gemeindebehörde
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen

für die Wahl zum Deutschen Bundestag am 24. September 2017
1. �Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Gemeinde 

Berkenbrück, Briesen (Mark), Jacobsdorf

	 die Wahlbezirke der Gemeinde 01 Berkenbrück, 
	 01 Briesen, 02 Briesen, 03 Biegen, 04 Alt Madlitz‚ 
	 05 Falkenberg, 06 Wilmersdorf‚ 01 Jacobsdorf, 
	 02 Petersdorf, 03 Pillgram, 04 Sieversdorf

	� wird in der Zeit vom 4. September 2017 bis 8. September 
2017 während der allgemeinen Öffnungszeiten im Amt 
Odervorland Einwohnermeldeamt 15518 Briesen (Mark) 
Bahnhofstraße 3 OG Zi. Nr. 6 (n.b.f.) für Wahlberechtigte zur 
Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann 
die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern 
ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu 
machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollstän-
digkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht 
auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 
Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk 
gemäß dem § 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes 
entsprechenden Vorschriften der Landesmeldegesetze ein-
getragen ist.

	� Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren 
geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät 
möglich.

	� Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen 
ist oder einen Wahlschein hat.

2.	� Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig 
hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 16. Tag vor der 
Wahl, spätestens am 8. September 2017 bis 12:00 Uhr, bei 
der Gemeindebehörde Amt Odervorland  15518 Briesen 
(Mark) Bahnhofstr. 3 Einspruch einlegen.

	� Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden.

3.	 �Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-
tragen sind, erhalten bis spätestens zum 3. September 
2017 eine Wahlbenachrichtigung.

	� Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wähler-
verzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass 
er sein Wahlrecht nicht ausüben kann.

	� Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeich-
nis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein 
und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine 
Wahlbenachrichtigung.

4.	� Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 
63 Oder-Spree

	�  durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahl-
bezirk) dieses Wahlkreises

     	 oder
     	 durch Briefwahl
	 teilnehmen.

5.	 Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1 �	� ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberech-

tigter.
5.2 �	� Ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlbe-

rechtigter,
	 a) �wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die 

Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis 
nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 3. 
September 2017) oder die Einspruchsfrist gegen das Wäh-
lerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
(bis zum 4. September 2017 ) versäumt hat,

	 b) ��wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach 
Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahl-
ordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung entstanden ist,

	 c) �wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt 
worden und die Feststellung erst nach Abschluss des 
Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde 
gelangt ist.

	� Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis einge-
tragenen Wahlberechtigten bis zum 22. September 2017, 
18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich 
oder elektronisch beantragt werden.

	� Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsu-
chen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren 
Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis 
zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden.

	� Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis 
zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden.

	� Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtig-
te können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angegebenen 
Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch 
bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen.
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	� Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu be-
rechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei 
der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.

6. 	 Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte
    	 - einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,
    	 - einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag,
    	 - �einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief 

zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag   
und

    	 - ein Merkblatt für die Briefwahl.
	� Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für 

einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftli-
chen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte 
Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat 
sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unter-
lagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die 
bevollmächtigte Person auszuweisen.

	� Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und den Wahlschein so rechtzeitig an die ange-
gebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens 
am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht.

	� Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land ohne besondere Versendungsform ausschließlich von 
der Deutschen Post unentgeltlich befördert. Er kann auch 
bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben 
werden.

Briesen den 26.07.2017

gez. Rost 
Amtsdirektorin					   

Die am 22.06.2017 von der Gemeindevertretung Briesen als 
Satzung  beschlossene 3. Änderung des Bebauungsplans (BP) 
„Wohngebiet Hüttenstraße“ nach dem beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a BauGB und die Billigung der Begründung zur Sat-
zung wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB bekannt gemacht.

Bekanntmachung der Gemeinde Briesen
über die als Satzung beschlossene 3. Änderung des Bebauungsplans 

„Wohngebiet Hüttenstraße“ - Beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB

Der Geltungsbereich der 3. Änderung des BP befindet sich im 
Wohngebiet Hüttenstraße in Briesen und betrifft hier das Grund-
stück: Flurstück 1002, Flur 1, Gemarkung Briesen.  
(sh. Übersichtskarte). 
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Die Satzung der 3. Änderung des BP tritt am Tag ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt für das Amt Odervorland in Kraft.

Jedermann kann den Plan ab diesem Tag im Bauamt, Zimmer 
15 Bahnhofstr. 4 in 15518 Briesen  

zu den Sprechzeiten :		
Dienstag	 9.00 - 12.00 und 13.00 - 18.00 Uhr
Donnerstag	 9.00 - 12.00 und 13.00 - 16.00 Uhr    
einsehen.
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften und eine beachtliche 
Verletzung der in § 214 Abs. 2 BauGB bezeichneten Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes für die Wirksamkeit der vorbezeichneten Satzung 
unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Briesen geltend gemacht worden ist.

Mängel im Abwägungsvorgang nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
sind ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem 
Jahr seit dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 

Briesen schriftlich geltend gemacht worden sind. Der Sachver-
halt, der die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften 
oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzulegen. 
Außerdem kann gemäß § 3 (4) Brandenburgische Kommunal-
verfassung in der zur Zeit gültigen Fassung eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften nicht mehr geltend gemacht 
werden, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde Briesen unter 
Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den 
Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn 
die Vorschrift über die Genehmigung oder Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden ist.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die Entschädigung bei eingetretenen Vermögens-
nachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entspre-
chender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

Briesen, den  10.07.2017

gez. M. Rost
Amtsdirektorin     			 
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